Checklist für Kleinwasserkraftwerke (bis 10 MW)

Die umfangreichen und detaillierten Vorgaben sollen eine rasche und effektive Abwicklung des Bewilligungsverfahrens ermöglichen.

1.
Allgemeines
Für die Errichtung und den Betrieb einer Kleinwasserkraftanlage ist jedenfalls

a)
eine wasserrechtliche Bewilligung nach dem Wasserrechtsgesetz 1959, (WRG 1959) und

b)
eine naturschutzrechtliche Bewilligung nach dem Tiroler Naturschutzgesetz 1997, (TNschG 1997); in den meisten Fällen aber auch

c)
eine forstrechtliche Bewilligung (Rodungsbewilligung) nach dem Forstgesetz 1975 (ForstG 1975) und

d)
hinsichtlich der Energiefortleitung allenfalls eine starkstromwegerechtliche Bewilligung nach dem Tiroler Starkstromwegegesetz 1969

erforderlich.

2.
Zuständigkeiten
2.1
Wasserkraftanlagen mit einer Höchstleistung von maximal 500 kW
Für die Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung für Wasserkraftanlagen mit einer Höchst​leistung von maximal 500 kW ist nach § 98 Abs. 1 WRG 1959 grundsätzlich die Bezirksver​waltungsbehörde zuständig. (ausgenommen z. B. bei untrennbarer Verbindung mit einer Trinkwasserversorgungsanlage).

Damit ist auch für die Erteilung der naturschutzrechtlichen Bewilligung und der forstrechtli​chen Rodungsbewilligung sowie für eine allenfalls erforderliche starkstromwegerechtliche Be​willigung solcher Wasserkraftanlagen die Bezirksver​waltungsbehörde zuständig.

2.2
Wasserkraftanlagen mit einer Höchstleistung von mehr als 500 kW
Für die Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung für Wasserkraftanlagen mit einer Höchst​leistung von mehr als 500 kW ist nach § 99 Abs. 1 lit. b WRG 1959 grundsätzlich der Landes​hauptmann als Wasserrechtsbehörde (Abteilung Wasser- und Energierecht) zuständig.

Für die Erteilung der forstrechtlichen Bewilligung für solche Wasserkraftanlagen ist daher nach § 170 Abs. 2 ForstG ebenfalls der Landeshauptmann als Forstbehörde (Abteilung Land- und Forstwirtschaftsrecht) zuständig. Bei geringem Rodungsausmaß wird dieses Verfahren von der Wasserrechtsbehörde (Abt. Wasser- und Energierecht) miterledigt.

Für die Erteilung der naturschutzrechtlichen Bewilligung für solche Wasserkraftanlagen ist nach § 40 Abs. 2 lit. a TNschG die Tiroler Landesregierung als Naturschutzbehörde (Abteilung Umweltschutz) zuständig.

Für die Erteilung der starkstromwegerechtlichen Bewilligung für solche Wasserkraftanlagen ist nach § 20 Abs. 2 Tiroler Starkstromwegegesetz 1969 die Tiroler Landesregierung als Ener​giebehörde (Abteilung Wasser- und Energierecht) zuständig.

3.
Anzeige an das wasserwirtschaftliche Planungsorgan
Vor Befassung der Behörden ist jedes Kraftwerksvorhaben unter Darlegung seiner Grundzüge gem. § 55 Abs. 3 WRG 1959 dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan anzuzeigen.

4.
Anträge an die Behörden
Für jedes Verfahren ist ein getrennter schriftlicher Antrag (einfach, formfrei) an die zuständige Behörde zu richten. Aus dem Antrag muss zumindest der Antragsteller und der Antragsge​genstand erkennbar sein. Der Antrag muss unterschrieben sein.

Insbesondere ist im Antrag der vorgesehene Ausbaudurchfluss vor dem Hintergrund einer an​gemessenen Dotierwasserabgabe, allfälliger Trinkwasservorbehalte gem. § 13 Abs. 3 und 4 WRG 1959 sowie der möglichen Auswirkungen auf den Geschiebehaushalt in der Entnahmestrecke zu begründen.

Jeder Antrag ist mit 13,00 Euro zu vergebühren. (Die Gebühren können von der Behörde nachverlangt werden)

4.1
Wasserkraftanlagen mit einer Höchstleistung von maximal 500 kW

Alle Anträge für die Bewilligung von Wasserkraftanlagen mit einer Höchstleistung von maximal 500 kW sind an die jeweils zuständige Bezirksverwaltungsbehörde zu richten.

4.2
Wasserkraftanlagen mit einer Höchstleistung von mehr als 500 kW

Für Wasserkraftanlagen mit einer Höchstleistung von mehr als 500 kW sind die Anträge 

a)
für die Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung an den Landeshauptmann von Ti​rol als Wasserrechtsbehörde, Abteilung Wasser- und Energierecht, Landhaus, Eduard Wallnöfer Platz 3, 6020 Innsbruck,

b)
für die Erteilung der forstrechtlichen Bewilligung an den Landeshauptmann von Tirol als Forstbehörde, Abteilung Land- und Forstwirtschaftsrecht, Landhaus, Eduard Wallnöfer Platz 3, 6020 Innsbruck, (bei geringem Rodungsausmaß allenfalls auch an die Abteilung Wasser- und Energierecht),

c)
für die Erteilung der naturschutzrechtlichen Bewilligung an die Tiroler Landesregie​rung als Naturschutzbehörde, Abteilung Umweltschutz, Landhaus, Eduard Wallnöfer Platz 3, 6020 Innsbruck und

d)
für die Erteilung der starkstromwegerechtlichen Bewilligung an die Tiroler Landesre​gierung als Energiebehörde, Abteilung Wasser- und Energierecht, Landhaus, Edu​ard Wallnöfer Platz 3, 6020 Innsbruck, zu richten.

5.
Projektsunterlagen
5.1
Allgemeines
Jedem Antrag sind identische Projektsunterlagen nach der folgenden Auflistung dreifach an​zuschließen.

Der Umfang der notwendigen Projektsunterlagen für das jeweilige Verfahren ergibt sich demonstrativ auch aus

· § 103 WRG 1959 für das wasserrechtliche Verfahren,

· § 19 ForstG 1975 für das forstrechtliche Verfahren,

· § 41 TNschG 1997 für das naturschutzrechtliche Verfahren sowie

· § 6 des Tiroler Starkstromwegegesetzes 1969.

Jede Projektsparie ist zumindest mit 21,60 Euro zu vergebühren. (Gebühren können von der Be​hörde nachverlangt werden)

Alle Projektsunterlagen müssen von Fachkundigen erstellt sein. Der Name des jeweiligen Verfassers ist anzuführen. 

Auf den einzelnen Projektsbeilagen ist der Planinhalt anzugeben. Die Planunterlagen haben eine Legende über die verwendeten Zeichen und Farben zu beinhalten.

Die Projektsunterlagen sind pro Parie in einer Projektsmappe mit Titelblatt und Inhaltsver​zeichnis zu sammeln und fortlaufend zu nummerieren.

5.2.
Technischer Bericht
a)
Darstellung und Beschreibung des Zweckes der Anlage.

b)
Kurzbeschreibung der geographischen, topographischen und hydrologischen Situa​tion des Anlagenstandortes, insbesondere Angabe

(
der allgemeinen Lage- und Höhenverhältnisse,

· des zu nutzenden Gewässers und allenfalls beizuleitender Gewässer sowie

· der Größe des(der) Einzugsgebietes(-e) (in km²).

c)
Generelle Beschreibung der Wasserkraftanlage (Wasserfassung, allenfalls Spei​cher, Triebwasserweg, allenfalls Wasserschloss, Krafthaus mit maschineller Aus​stattung, Wasserrückgabe) mit Angabe der Kenndaten (Ausbaudurchfluss, Brutto​fallhöhe, Nettofallhöhe, Turbinenleistung, Generatorleistung, Jahres​energieerzeu​gung) und der vorgesehenen Dotierwasserabgabe (Maßnahme zur Erhaltung der ökologischen Funktionsfähigkeit).

d)
Angaben und Unterlagen über die erforderlichen hydrologischen Erhebungen am zur Nutzung vorgesehenen Gewässer:

Die hydrologischen Erhebungen müssen auf Grund einer Beobachtungsphase von mindestens einem Jahr das Wasserdargebot im Projektsgebiet zutreffend abschät​zen. Aufgrund der Komplexität der Materie ist die Befassung einer entsprechend geschulten Fachperson anzuraten.

(
Angaben über das zu erwartende Wasserdargebot für den Bereich der geplan​ten Wasserfassung in Form von mittleren monatlichen Durchflüssen.

Die Wasserdargebotsabschätzungen haben sich auf alle 12 Kalendermonate zu beziehen. Dabei sind die zu erwartenden Extreme (Niederwasser-, Hoch​wasserabflüsse) anzugeben.

(
Nachvollziehbare Darlegung der Abflussentwicklung für das Einzugsgebiet zwi​schen geplanter Wasserfassung und geplanter Rückgabe unter Berücksichti​gung der Zubringerbäche in der vorgesehenen Entnahmestrecke

(
Ausführliche verbale und grafische Darstellung der erhobenen hydrologischen Daten im Bereich der Wasserfassung, in der Entnahmestrecke und bei der Rückgabestelle im Jahresverlauf

(
Angaben bzw. Darlegung, auf welche Art und Weise die Ermittlung des Wasser​dargebotes erfolgt ist:

-
z.B. durch Analogieschluss an Hand eines repräsentativen Pegels an demsel​ben Gewässer (Umrechnung des Durchflusses im Verhältnis der Einzugsgebiete). Durch fallweise vorzunehmende Durchflussmessungen im Bereich der geplanten Entnahme sind die rückgerechneten Abfluss​mengen zu überprüfen.

-
z. B. durch eigene Wasserstands-Durchflusserhebungen mangels vorliegen​der Pegelauswertungen. In diesem Fall sind die Ermittlungser​gebnisse ebenfalls zu plausibilisieren, indem das regionale Spendenver​halten als Vergleich herangezogen wird.

-
Empfohlen wird, während der hydrologischen Erhebungsphase den Hydrogra​phischen Dienst in der Abteilung Wasserwirtschaft beim Amt der Tiroler Landesregierung zu kontaktieren, um die angewandte Methode der Durchflussermittlung rechtzeitig überprüfen zu lassen.

-
Die Messtermine sind unter Angabe der begleitenden Wettererscheinun​gen mit Datum und Uhrzeit zu protokollieren. Die Wasserstands- und Durchflussmessungen sind in einer Häufigkeit durchzuführen, dass cha​rakteristische Wasserführungen hinreichend genau dokumentiert werden und zur Darstellung von Monatsmittelwerten genügen.

-
Bei Verwendung eines Messwehres ist die an Hand der Wehrformel ermit​telte Abflussmenge mit einer anderen Methode (z.B. Auffüllmessung, Flü​gel- oder Salzverdünnungsmessung) zu überprüfen. Dabei sind mindes​tens zwei unterschiedliche Abflusssituationen nachzustellen.

(
Einschätzung der für den Erhebungszeitraum vorgefundenen Abflusssituation in Bezug auf das Regeljahr (mittleres langjähriges Verhalten)

· z. B. durch Vergleich der im Erhebungszeitraum vorgefundenen Abflusssitua​tion mit den mittleren Abflüssen aus einem langjährigen Zeit​raum an einer benachbarten Pegelstelle. Aufgrund der prozentuellen Ab​weichungen kann die Repräsentativität des für das Projektsgebiet ermit​telten Wasserdargebotes eingeschätzt und an die mittleren Verhältnisse angeglichen werden. Dabei ist jedoch darauf zu achten, dass keine hydro​logisch relevanten Eingriffe wie Wasseraus- oder -überleitungen u. dgl. im Laufe der Jahre die Abflusscharakteristik des natürlichen Einzuggebietes merklich verändert haben.

· Die gleichzeitige Betrachtung der Niederschlagssituation im Erhebungszeitraum kann - verglichen mit dem langjährigen mittleren Nie​derschlagsdargebot - diese Einschätzung erleichtern.

· Zur Beurteilung von winterlichen Abflusssituationen in Bezug auf das mitt​lere Verhalten kann außerdem die Heranziehung von Lufttemperaturmes​sungen eine wertvolle Hilfestellung bieten.

Gleichzeitig mit den hydrologischen Erhebungen ist eine Abschätzung vorzuneh​men, inwieweit gem. § 13 Abs. 4 WRG 1959 mit einer Einschränkung des für eine Nutzung zur Verfügung stehenden Wasserdargebotes sowohl für höherwertige Zwecke, insbesondere solche der Wasserversorgung („Trinkwasservorbehalt“  --->  entsprechende Erkundigungen werden empfohlen!) als auch zwecks Erhaltung der ökologischen Funktionsfähigkeit des Gewässers gerechnet werden muss (Dotier​wasserabgabe).

Die Mindestdotierwasserabgabe kann nur auf Basis langjähriger Abflussmessungen hinreichend sicher festgelegt werden. Daher muss aus gewässerökologischer und naturschutzfachlicher Sicht bei nur kurzfristigen Durchflussbeobachtungen (z.B. über ein Jahr hinweg), die Dotierwassermenge entsprechend ausreichend ange​setzt werden (je nach Gewässertyp 5-10 l/s*km2, dies entspricht in der Regel Durchflussverhältnissen zwischen NQt und MJNQt).

Eine endgültige Festlegung der Mindestdotierwasserabgabe kann erst nach einem Beobachtungszeitraum von mindestens drei Jahren erfolgen. Dazu ist eine konti​nuierliche Registrierung der Winterwasserführung (mindestens Anfang Dezember bis Ende Februar) notwendig.
e) Technische Detailbeschreibungen von:
(
Wasserfassung (Wehrbauwerk) mit Darstellung der Funktionsweise und Bauart der Hochwasserentlastung und der Entkiesung/Entsandung sowie Angabe der wichtigsten Abmessungen und Koten (Absoluthöhen!). Zusätzlich Detailbe​schreibung des Fischaufstieges oder Umgehungsgerinnes mit Vorschlag über die Höhe und Abgabeart des in die vorgesehene Entnahmestrecke weiterzuge​benden Dotierwassers (Mindestdotierwassermenge sowie jahreszeitlich ange​passte Dotierwassermenge),

(
allenfalls geplantem Wasserspeicher (künstliches Becken, Behälter, Stausee) mit Angabe des Stauziels und des Absenkziels (jeweils Absoluthöhen), des ge​samten und des nutzbaren Inhalts sowie der wichtigsten Daten der hiezu erfor​derlichen Bauwerke,

(
allenfalls geplanten Beileitungen aus anderen Einzugsgebieten mit Angabe der wichtigsten Daten der hiezu erforderlichen Bauwerke (hinsichtlich der diesfalls erforderlichen Beweissicherungen bzw. der Erfassung von Quellen sind bei der Wasserrechtsbehörde bzw. den fachzuständigen Sachverständigen gesonderte Auskünfte einzuholen!),

(
Triebwasserweg (Kanal, Rohrleitung, Stollen) mit Angabe der Trassenführung, der Herstellungsweise, der Kraftableitung, des Materials, des (der) Durchmes​ser(s) und der Länge(n) sowie der allenfalls erforderlichen Bachquerungen,

(
allenfalls erforderlichem Wasserschloss (nicht zu verwechseln mit der Druckkammer bzw. dem Speicher!) mit Angabe der wichtigsten Abmessungen sowie des höchsten Schwall- und des tiefsten Sunkspiegels (jeweils Absolut​höhen!),

(
Krafthaus mit Angabe der Bauart, der maschinellen Ausrüstung (sowohl hydro- als auch elektromaschinell!) und der Steuereinrichtungen sowie Angabe der wichtigsten Abmessungen und Höhenkoten,

(
Rückgabe des abgearbeiteten Wassers in den Vorfluter (Unterwasserkanal),

(
geplanten Baustelleneinrichtungen und Bauhilfs​einrichtungen,

(
projektbezogenen Folgemaßnahmen (Wegbauten, Deponiestandorte, Siche​rungsmaßnahmen, etc.),

(
der hydraulischen Bemessung der Wasserfassung (Grundrechen, Einlauföff​nung), Entkiesung/Entsandung und des Triebwasserweges, für Rohrleitungen auch der statischen Vorbemessung sowie

(
allenfalls bestehenden Wassernutzungen an dem zur Nutzung vorgesehenen Gewässer sowie an den Zuläufen (Wasserentnahmen sowie Einleitungen z.B. gemäß Erhebungen aus dem Wasserbuch).

f)
Angaben und Unterlagen über die geologische und erforderlichenfalls auch bodenmechanische Vorerkundung des Untergrundes hinsichtlich Eignung für die Durchführung bzw. Herstellung der vorgesehenen Baumaßnahmen.

g)
Angaben und Unterlagen über den abiotischen Zustand des zur Nutzung vorgesehenen Gewässers:

(
Messung des Temperaturganges an der Fassungsstelle (Dauerregistrierung mittels Datalogger) über ein Monat lang sowohl im Winter (Dezember bis Feb​ruar) als auch im Sommer (Juli bis September).

(
Charakterisierung des ökomorphologischen Zustandes nach den Vorgaben Tiroler Fließgewässeratlas
 und der bestehenden Nutzungen des betroffenen Gewässers sowie eine lückenlose Fotodokumentation der vorgesehenen Ent​nahmestrecke mit Angabe der Fotostandorte.

(
Bestimmung der chemischen Eigenschaften des Wassers auf der Höhe des Fassungsbauwerkes, ca. in der Mitte der Entnahmestrecke und bei der Rück​gabe (Winter- und Sommersituation; Parameterblock 1 der Wassergüteerhe​bungsverordnung, WGEV, BGBL. Nr. 338/1991).

(
Darstellung und Beschreibung typischer Abschnitte in der Entnahmestrecke mit jeweils mehreren Transekten bei Niederwasserverhältnissen. Empfohlen wird die Absprache mit der Abteilung Umweltschutz bzw. mit dem Fachbereich Lim​nologie der Abteilung Wasserwirtschaft.

· Darstellung der benetzten Flächen, Tiefen und Abflussgeschwindigkeiten in den festgelegten Transekten für ausgewählte Abflüsse auf Basis der bereits erhobenen Hydrologie und der ökomorphologischen Kartierung mit ausführlicher Fotodokumentation unter Angabe der Abflüsse.

(
Verbale Beschreibung von Spül- und Schwallvorgängen sowie grafische Darstellung von Schwall und Sunk in ausgewählten Querprofilen.

h)
Angaben und Unterlagen über den biotischen Zustand des zur Nutzung vorgesehe​nen Gewässers:

(
Angaben bzw. Untersuchungen über die Gewässerbiozönosen gemäß der Richtli​nie für die ökologische Untersuchung und Bewertung von Fließgewäs​sern (ÖNORM M 6232; Makrozoobenthos, Algenaufwuchs und Fische),

(
Angaben über die fischereiliche Nutzung sowie

(
Angaben über die saprobiologische Gewässergüte im Bereich der Wasserfas​sung, in der Mitte der Entnahmestrecke und bei der Rückgabestelle (Richtlinie zur Bestimmung der saprobiologischen Gewässergüte von Fließgewässern 1999, BMLFUW).

5.3
Planunterlagen
a)
Übersichtslageplan (Maßstab 1:25.000 oder 1:10.000) mit Darstellung der geplan​ten Anlage und des Einzugsgebietes

b)
Orthofoto (Maßstab 1:5.000 oder 1:10.000) mit Darstellung der geplanten Anlage

c)
Katasterlageplan (Maßstab je nach Anlagengröße 1:2.000 bis 1:500) mit Darstel​lung der gesamten Anlage, des Gewässerlaufes, der projektsrelevanten Gelände​verhältnisse (erforderlichenfalls auf Grund von Geländeaufnahmen) und der be​rührten Grundstücke

d)
Längenschnitt (in geeignetem Höhen-Längen-Verhältnis) mit Darstellung der gesam​ten Anlage in einem Geländeprofil in Längsrichtung mit Angabe der Höhen​verhältnisse (Absolut- und Differenzhöhen bzw. Fallhöhen)

e)
Längenschnitt des zur Nutzung vorgesehenen Gewässers

f)
Detailpläne sämtlicher Anlagenteile wie:

· Wasserfassung (Wehrbauwerk) mit

· Hochwasserentlastung

· Entkiesung/Entsandung

· Fischaufstieg oder Umgehungsgerinne

· Dotierwasser-Abgabevorrichtung

(
Triebwasserweg

(
Krafthaus

(
Wasserrückgabe etc.

im Maßstab 1:100 bis 1:50. Die Darstellung hat jeweils in Grundriss und in der für ausreichende Klarheit gebotenen Anzahl von Schnitten zu erfolgen.

5.4
Verzeichnis der Parteien
a)
alle durch die geplante Wasserkraftanlage berührten Grundstücke mit Namen und Adressen der Eigentümer (vollständiger Name und Anschrift, bei Gemeinschaftsei​gentum sind alle Miteigentümer anzuführen, bei Interes​sentschaften, Agrargemein​schaften und dgl. ist auch der Name des Obmannes anzugeben)

b)
alle auf den berührten Grundstücken Nutzungsberechtigten im Sinne des Grundsatz​gesetzes 1951 über die Behandlung der Wald- und Weidenutzungsrechte sowie besonderer Felddienstbarkeiten (Einforstungs​berechtigte) mit Namen und Adressen der Berechtigten

c)
alle durch die geplante Wasserkraftanlage berührten Wasserrechte und Fischerei​rechte mit Namen und Adressen der Berechtigten

d)
alle berührten Gemeinden
e)
alle sonstigen Personen, deren Rechte durch das beabsichtigte Bauvorhaben be​rührt werden mit Namen und Adressen der Berechtigten

f) 
das wasserwirtschaftliche Planungsorgan gemäß § 102 Abs. 1 lit. h WRG 1959 (gilt nur für das wasserrechtliche Verfahren)

g)
der Landesumweltanwalt (gilt nur für das naturschutzrechtliche Verfahren)

h)
allenfalls vorhandene vertragliche Vereinbarungen oder Zustimmungserklärungen

5.5
Spezielle Projektsunterlagen aus elektrotechnischer Sicht und für das allenfalls erforderliche starkstromwegerechtliche Verfahren

Zusätzlich zu den bereits genannten Unterlagen sind erforderlich:
Hinweis: Die folgenden Angaben sind im Wesentlichen auf eine Anlage im Parallelbe​trieb mit einem Verteilnetzbetreiber abgestimmt

a)
Angaben zum Maschinensatz

(
Generatornennleistung (kVA), Wirkungsgrad bei Nennleistung, Nennspannung, Nennstrom, Nenndrehzahl, Schleuderdrehzahl


Durchgangsdrehzahl der Turbine

b)
Angaben zur Steuerung/Regelung

(
Angabe wie die Regelung des Maschinensatzes erfolgt

(
Objektplan mit eingezeichneter Situierung der Steuerschränke sowie allfälliger weiterer elektrotechnischer Einrichtungen (z.B. Batterieraum)

(
Angabe der Sicherheitseinrichtungen für den Maschinensatz und für die Energie​rücklieferung ins Verteilnetz

(
Angabe wie der Not-Aus-Kreis vom Maschinensatz und allfälliger weiterer An​triebe/Einrichtungen realisiert wird

(
Angabe, welche Handlungen ferngesteuert durchgeführt werden können und wel​che Parameter fernübertragen werden

(
Einpoliges Übersichtsschaltbild der Wasserkraftanlage bis zum Punkt der Energie​rückspeisung

c)
Elektrotechnische Angaben zur Wasserfassung/Speicher, sofern eine Energieversorgung/Signalübertragung vorgesehen ist

(
Beschreibung der Leitungsverlegungen zur Wasserfassung (Kabeltypen), Be​schreibung des Verlaufes - wenn eine Abweichung von der Rohrleitungsverle​gung gegeben ist, ist die Vorlage eines Kabellageplanes notwendig - Leitungs​länge, Verlegetiefe

(
Beschreibung der installierten Einrichtungen der Wasserfassung (Zweck der Energieversorgung, Signalübertragung)

(
Angabe, welche Handlungen ferngesteuert durchgeführt werden können und wel​che Parameter fernübertragen werden

(
Beschreibung allfälliger Sicherheitseinrichtungen bei der Wasserfassung und de​ren Realisierung

d)
Angaben zur Energiefortleitung


Übertragungsspannung £ 1000V:

(
technischer Bericht über die technische Ausführung der geplanten elektrischen Leitungsanlagen bis zum Übergabepunkt 

(
Katasterlageplan mit eingetragener Leitung und Kennzeichnung der berührten Grundstücke mit Grundstücksnummern

(
Verzeichnis der durch die Leitungsanlage betroffenen Grundstücke mit 
Angabe der Namen und Anschriften der Eigentümer


Übertragungsspannung > 1000V:

(
technischer Bericht über die technische Ausführung der geplanten elektrischen Leitungsanlagen

(
Objektpläne der Transformatorstationen, sofern diese nicht bereits in den Objekt​plänen der Wasserkraftanlage vorhanden sind.

(
Einpolige Übersichtsschaltbilder der Transformatorstationen

(
Katasterlageplan mit eingetragener Trassenführung und Kennzeichnung der berührten Grundstücke mit Grundstücksnummern

(
Verzeichnis der durch die Leitungsanlage/Transformatorstation betroffenen Grundstücke mit Angabe der Namen und Anschriften der Eigentümer

(
Verzeichnis der durch die Leitungsanlage berührten fremden Anlagen mit Na​men und Anschriften der Eigentümer oder der zuständigen Verwaltungen (Kreuzungsverzeichnis).

5.6
Spezielle Projektunterlagen aus naturschutzfachlicher Sicht
Für das naturschutzrechtlichen Verfahren sind zusätzlich zu den bereits genannten Un​terlagen erforderlich:

a)
Beschreibung und planliche Darstellung sämtlicher durch die geplanten Maßnahmen be​rührten und nach dem Tiroler Naturschutzgesetz 1997 (TNSchG 1997) geschütz​ten Flächen (Auwald, Feuchtgebiet, Hecken, Solitärgehölze,..)

b)
Unterlagen, aus denen erkennbar ist, wie die Beeinträchtigungen der Interessen des Naturschutzes vermieden oder auf einen geringeren Umfang beschränkt werden können. Dabei ist insbesondere an landschaftspflegerische Begleitpläne, Bepflan​zungspläne, Ausgleichsmaßnahmen, Naturerhaltungspläne und dergleichen gedacht (vgl. § 41 TNSchG 1997).

c)
Flächendeckende botanische Kartierung des Standorts von Entnahmebauwerk, Kraft​haus, Speicher, Trasse, Rückgabe flächendeckend im Maßstab 1:5.000; 

d)
Erhebung und Darstellung des Wegenetzes und der Freizeiteinrichtungen, die unmittel​bar oder mittelbar einen Bezug zum Projektsgebiet aufweisen; Darstellung der wesentlichen Einblickmöglichkeiten auf den Bach im Maßnahmenbereich.

f) Angaben und Beschreibung der langfristigen öffentlichen Interessen, die für die Realisie​rung des Projektes vorliegen (§ 27 Abs. 2 TNSchG 1997).

Hinweise aus gewässerökologischer und naturschutzfachlicher Sicht:
Bei einer allenfalls erforderlichen Interessensabwägung finden auch folgende Kriterien Berücksichtigung.

a)
Gewässer, die bereits eine Entnahmestrecke darstellen, sind von einer weiteren Nut​zung auszunehmen.

b)
Gewässer, die an der geplanten Wasserfassung zu Niedrigwasserzeiten einen Ab​fluss von weniger als 20 l/s aufweisen, sind von einer Nutzung auszunehmen (analog Checklist für Beschneiungsanlagen).

c)
Gewässer, die in der Entnahmestrecke Versickerungsabschnitte aufweisen, sind von einer Nutzung auszunehmen.

d)
Die Errichtung der Wasserkraftanlage darf nicht zu zusätzlichen Verbauungen führen (ausgenommen sind die Wasserfassung, der Entsander und das Rückgabebauwerk)

f)
Die Wasserentnahme darf zu keiner Einschränkung des natürlichen Geschiebetrie​bes führen, welche eine regelmäßige zusätzliche Räumung in der Restwasserstrecke notwendig macht.

5.7
Spezielle Projektsunterlagen aus forstfachlicher Sicht
a)
Beschreibung des Rodezweckes (kurzer technischer Bericht) mit Angabe des öffentli​chen Interesses an der Rodung

b)
Genaue Angabe des Ausmaßes der Rodung, geteilt in dauernde und befristete Ro​dungsflächen, wobei das Ausmaß der Rodung nach den betroffenen Grundstücken aufzugliedern ist.

c)
Grundbuchsauszüge für die betroffenen Rodungsgrundstücke, die nicht älter als drei Monate sein dürfen, sowie einen Auszug aus dem Grundstücksverzeichnis hinsichtlich dieser Grundstücke. Anstelle der Grundbuchsauszüge, und des Grund​stücksverzeichnisses kann auch ein Verzeichnis der zur Rodung beantragten Grundstücke, das die Gesamtfläche und die beanspruchte Fläche sowie die Eigen​tümer enthält, vorgelegt werden. Dieses Verzeichnis muß von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person bestätigt sein (z. B. Notar, Ingenieurkonsulent, Zivil​techniker).

d)
Verzeichnis der Namen und Anschriften der Grundeigentümer und Berechtigten. Bei ju​ristischen Personen (z. B. Agrargemeinschaften) ist die Bekanntgabe des zur Ver​tretung nach außen Befugten (z. B. Obmann) und dessen Anschrift erforderlich.

e)
Angabe von Namen und Anschriften der Eigentümer von Nachbargrundstücken (Waldanrainer), wenn es sich dabei um Waldgrundstücke handelt und diese nicht weiter als 40 m von der Rodungsfläche (nicht vom Rodungsgrundstück!) entfernt sind.

f)
Angabe der an den Rodungsgrundstücken und den unter Pkt. e) fallenden Nachbar​grundstücken dinglich Berechtigten mit Angabe der Namen und An​schriften.

g)
Katasterlagepläne, auf denen die Katastergrenzen der Rodungsgrundstücke und die Grundstücksnummern eingetragen sowie die befristeten und dauernden Rodungsflä​chen getrennt (z. B. verschiedene Farben) dargestellt sein müssen.


Der Maßstab der Lagepläne darf nicht kleiner sein als jener der jeweiligen Kataster​mappe, die Lagepläne müssen in vierfacher Ausfertigung vorgelegt werden.

Innsbruck, am 29. März 2003

�Fließgewässeratlas Tirol, Handbuch, August 2002, Amt der Tiroler Landesregierung, Abteilung Wasserwirtschaft. Die von Amts wegen bereits erhobenen ökomorphologischen Zustandserhebungen von nahezu allen größeren Flüssen und Bächen Tirols können im Internet-Link Ende März/Anfang April 2003 verfügbar abgerufen und für die Projektserstellung verwendet werden.
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